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Beschlussempfehlung 

an die Stadtverordnetenversammlung 

 

 

Wertschätzung für ehrenamtliche und hauptamtliche Einsatzkräfte 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, B90/Grüne und Freie Wähler + 

Piraten und der Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch, Andreas Ernst, Matthias 

Nölke und Thorsten Burmeister 

- 101.18.853 - 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Tesfaiesus 

 

Gemeinsamer Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Die Stadtverordnetenversammlung lehnt jegliche Gewalt gegen Einsatzkräfte 

und Mitarbeiter städtischer Betriebe ab und erklärt sich mit allen Männern und 

Frauen von Feuerwehren, Rettungsdiensten, Polizei, Krankenhäusern, der KVG 

und den Stadtreinigern, die täglich eine schwere und verantwortungsvolle 

Arbeit leisten, solidarisch. Die Stadtverordnetenversammlung ist stolz und 

dankbar für die konstante und hervorragende Arbeit der zahlreichen 

ehrenamtlichen und hauptamtlichen Einsatzkräfte, auch in der Sozialwirtschaft, 

den gemeinnützigen Vereinen und in der Sozialen Arbeit: sie alle arbeiten am 

friedlichen Zusammenleben in unserer Stadt und verdienen unseren Respekt 

und unsere Unterstützung bei der Ausübung ihres Dienstes am und im 

Gemeinwesen. 

Die Stadtverordnetenversammlung bittet den Magistrat daher, sich aktiv an 

einer der bestehenden Solidaritätsaktionen wie der „Kampagne für Respekt - 

Zeigen Sie den Rettungskräften Ihre Solidarität" zu beteiligen. 

Die Stadtverordnetenversammlung wird auch weiterhin die Angebote der 

Prävention nach Kräften fördern. Dies gilt für die soziale Arbeit der 

Suchtberatung der Drogenhilfe Nordhessen, der aufsuchenden Arbeit der 

fahrenden Ärzte wie auch der Straßenarbeit mit Schlichtungsfunktion. Dies gilt 

ebenso für die Jugendhilfe in der Kommune und mit der außerordentlichen 

Initiative der zahlreichen freien Träger, die mit Ihrer wertvollen Arbeit die 

demokratischen Werte und Regeln des Gemeinwesens vermitteln und schützen. 

Der soziale Frieden in unserer Stadt ist die wichtigste Grundlage für eine 

positive Entwicklung. 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

den  



 

Beschluss der 17. Sitzung des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung vom 1. März 2018 
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Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem gemeinsamen Antrag der FraktionenSPD, CDU, B90/Grüne, Freie Wähler + 

Piraten und der Stadtverordneten Dr. Cornelia Janusch, Andreas Ernst, Matthias 

Nölke und Thorsten Burmeister betr. Wertschätzung für ehrenamtliche und 

hauptamtliche Einsatzkräfte, 101.18.853, wird zugestimmt. 
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